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A. Problem 

Das Bundeskabinett hat am 2. März 1994 den Bau der Transrapid- 
strecke Berlin- Hamburg beschlossen. Zusammen mit dem bereits 
in Kraft getretenen Magnetschwebebahnplanungsgesetz und dem 
ebenfalls eingebrachten Gesetzentwurf eines Magnetschwebe- 
bahnbedarfsgesetzes wird ein umfassender Ordnungsrahmen ge- 
schaffen, der einerseits für die oben genannte Referenzstrecke 
Planungs-, Bau- und Betriebssicherheit gewährleistet, anderer- 
seits über die Referenzstrecke hinaus generell jedermann den 
rechtlichen Rahmen für den möglichen Einsatz dieses neuen Ver- 
kehrsträgers vorgibt. 


B. Lösung 

Schaffung eines Allgemeinen Magnetschwebebahngesetzes, das 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für den Betrieb von Ma- 
gnetschwebebahnen regelt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der Gesetzentwurf hat keine Auswirkungen auf Einzelpreise und 
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau. 
Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. 

Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 4 AMbG benötigt das Eisen- 
bahn-Bundesamt als Aufsichts- und Genehmigungsbehörde für 
Magnetschwebebahnen drei zusätzliche Stellen. Mehraufwen- 
dungen durch erhöhten Personalaufwand im Eisenbahn-Bundes- 
amt können durch Einnahmen aus Gebühren ausgeglichen wer- 
den, die dem Planungsträger bzw. dem Betreiber von Magnet- 
schwebebahnen aufzuerlegen sind. 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Magnetschwebebahnen. 

§2 

Öffentliche Magnetschwebebahnen 

Magnetschwebebahnen dienen dem öffentlichen 
Verkehr (öffentliche Magnetschwebebahnen), wenn 
sie gewerbs- oder geschäftsmäßig betrieben werden 
und jedermann sie nach ihrer Zweckbestimmung zur 
Personen- oder Güterbeförderung benutzen kann. 

§3 

Sicherheitsvorschriften 

Die Magnetschweb ebahnuntemehmen sind ver- 
pflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen und die Ma- 
gnetschwebebahnstrecken, sonstige Magnetschwe- 
bebahnanlagen, Fahrzeuge und Zubehör sicher zu 
bauen und in betriebssicherem Zustand zu halten. 

§4 

Aufgaben des Eisenbahn-Bundesamtes 

(1) Das Eisenbahn-Bundesamt ist über § 1 Abs. 2 
des Magnetschwebebahnplanungsgesetzes vom 
23. November 1994 (BGBl, I S. 3486) hinaus auch 
Aufsichts- und Genehmigungsbehörde für Magnet- 
schwebebahnen in bezug auf dieses Gesetz und den 
hierauf beruhenden Rechts Verordnungen. 

(2) Dem Eisenbahn-Bundesamt obliegen im Rah- 
men dieses Gesetzes folgende Aufgaben: 

1. die Ausübung der Aufsicht über die Magnet- 
schwebebahnunternehmen, insbesondere die tech- 
nische Aufsicht, 

2. die Erteilung und der Widerruf einer Betriebs- 
genehmigung, 

3. die Ausübung hoheitlicher Befugnisse sowie von 
Aufsichts- und Mitwirkungsrechten nach Maß- 
gabe anderer Gesetze und Rechtsverordnungen, 

4. die fachliche Untersuchung von Störungen im 
Magnetschwebebahnbetrieb. 

(3) Für Amtshandlungen des Eisenbahn-Bundes- 
amtes werden Kosten (Gebühren und Auslagen) er- 
hoben. Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 sind die Gebühren im Einzel- 


fall an Hand des mit der Amtshandlung verbundenen 
Verwaltungsaufwandes und der Bedeutung des wirt- 
schaftlichen Wertes oder des sonstigen Nutzens der 
Amtshandlung für den Gebührenschuldner unter Be- 
rücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Gebührenschuldners festzusetzen. 

(4) Die Aufgaben der technischen Aufsicht über Be- 
triebsanlagen und Fahrzeuge von Magnetschwebe- 
bahnuntemehmen können durch Rechtsverordnung 
des Bundesministeriums für Verkehr einer anderen 
öffentlichen oder privaten Einrichtung übertragen 
werden. Diese unterliegen der Rechtsaufsicht durch 
das Eisenbahn-Bundesamt. 

(5) Die Einhaltung von Arbeit Schutzvorschriften 
wird von den nach diesen Vorschriften zuständigen 
Behörden überwacht. Für Fahrzeuge von Magnet- 
schwebebahnuntemehmen und deren Anlagen, die 
unmittelbar der Sicherstellung des Betriebsablaufs 
dienen, kann das Bundesmiiüsterium für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ar- 
beit und Sozialordnung durch Rechts Verordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die Zuständigkeit auf 
das Eisenbahn-Bundesamt übertragen. 

§5 

Erteilung und Versagung der Genehmigung 

(1) Ohne eine Genehmigung dürfen öffentliche 
Magnetschwebebahnen nicht betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung wird auf Antrag erteüt, 
wenn 

1. der Antragsteller als Unternehmer und die für die 
Führung der Geschäfte bestellten Personen zuver- 
lässig sind, 

2. der Antragsteller als Unternehmer finanziell lei- 
stungsfähig ist, 

3. der Antragsteller als Unternehmer oder die für die 
Führung der Geschäfte bestellten Personen die er- 
forderliche Fachkunde haben 

und damit die Gewähr für eine sichere Betriebsfüh- 
rung bieten. 

(3) Antragsteller kann jede natürliche Person sein, 
die Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäi- 
schen Gemeinschaften ist. Das gleiche gilt für Gesell- 
schaften, juristische Personen und Gebietskörper- 
schaften, die nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Gemeinschaften ge- 
gründet wurden und ihren satzungsmäßigen Sitz, 
ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaften haben. 
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§6 

Widerruf der Genehmigung 

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmi- 
gung zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 2 nicht mehr vorliegt, 

(2) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde hat 
das Magnetschwebebahnunternehmen den Nach- 
weis zu führen, daß die ihm gesetzlich obliegenden 
arbeitsrechtlichen, sozialrechtlichen und steuerrecht- 
lichen Verpflichtungen erfüllt werden. Die Finanz- 
behörden dürfen den Genehmigungsbehörden Mit- 
teilung über die wiederholte Nichterfüllung der 
steuerrechtlichen Verpfhchtungen oder die Abgabe 
der eidesstattlichen Versicherung nach § 284 der Ab- 
gabenordnung machen. Die Mitteilung der Finanz- 
behörden darf nur für Zwecke eines Widerrufsver- 
fahrens verwendet werden. 

§7 

Beförderungspflicht 

Öffentliche Magnetschwebebahnuntemehmen sind 
zur Beförderung von Personen und Reisegepäck ver- 
pflichtet, wenn 

1. die Beförderungsbedingungen eingehalten wer- 
den, 

2. die Beförderung mit den regelmäßig verwendeten 
Beförderungsmitteln möglich ist und 

3. die Beförderung nicht durch Umstände verhindert 
wird, welche die Magnetschwebebahnuntemeh- 
men nicht abwenden und denen sie auch nicht ab- 
helfen konnten. 

§8 

Tarife 

(1) Tarife sind die Befördemngsentgelte und Beför- 
derungsbedingungen. 

(2) Unternehmen, die öffentliche Magnetschwebe- 
bahnen betreiben, sind dazu verpflichtet, im Perso- 
nenverkehr Tarife aufzustellen, die alle Angaben, die 
zur Berechnung des Entgeltes für die Befördemng 
von Personen und für Nebenleistungen im Personen- 
verkehr notwendig sind, sowie alle anderen für die 
Beförderung maßgebenden Bestimmungen enthal- 
ten. Tarife nach Satz 1 müssen gegenüber jedermann 
in gleicher Weise angewendet werden. 

(3) Ohne eine vorherige Genehmigung der Beför- 
derungsbedingungen dürfen öffenthche Magnet- 
schwebebahnunternehmen keine Magnetschwebe- 
bahnverkehrsleistungen erbringen. Die Genehmi- 
gungsbehörde kann auf die Befugnis zur Genehmi- 
gung verzichten. Die erforderhehe Genehmigung gilt 
als erteilt, wenn dem öffentlichen Magnetschwebe- 
bahnunternehmen 

1. nicht innerhalb von zwei Wochen nach Eingang 
ihres Antrages eine Äußemng der Genehmi- 
gungsbehörde zugeht. 


2. nicht innerhalb von sechs Wochen nach Eingang 
ihres Antrages eine vom Antrag abweichende Ent- 
scheidung der Genehmigungsbehörde zugeht. 

(4) Die in Absatz 2 genannten Tarife müssen be- 
kanntgemacht werden. Erhöhungen der Beförde- 
mngsentgelte oder andere für den Kunden nachteüi- 
ge Änderungen der Beförderungsbedingungen wer- 
den frühestens einen Monat nach der Bekanntma- 
chung wirksam. Die Genehmigungsbehörde kann 
eine Abkürzung der Bekanntmachungsfrist für die 
Anwendung der Befördemngsbedingungen geneh- 
migen. Die Genehmigung muß aus der Bekanntma- 
chung ersichtheh sein. 

§9 

Überwachung 

(1) Zur Durchfühmng ihrer Überwachungsaufga- 
ben hat die zuständige Behörde folgende Befugnisse: 

1. Sie darf Grundstücke, Betriebsanlagen, Geschäfts- 
räume und Befördemngsmittel der zu überwa- 
chenden Betriebe innerhalb der üblichen Ge- 
schäfts- und Arbeitsstunden betreten, dort Prüfun- 
gen und Untersuchungen vornehmen und Unter- 
lagen einschließlich technischer Aufzeichnungen 
der Auskunftspfhehtigen einsehen und auswerten. 

2. Die Aufsichtsbehörde kann von Magnetschwebe- 
bahnuntemehmen und den im Geschäftsbetrieb 
tätigen Personen Auskunft über alle Tatsachen 
verlangen, die für die Durchfühmng der Überwa- 
chungsaufgaben von Bedeutung sind. Die Aus- 
kunft ist wahrheitsgemäß und vollständig zu ertei- 
len. Der zur Auskunft Verpfhehtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichnet en 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtheher Verfol- 
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. Der Ver- 
pflichtete ist über sein Auskunftsverweigemngs- 
recht zu belehren. 

(2) Die Magnetschwebebahnunternehmen und die 
im Geschäftsbetrieb tätigen Personen haben der Auf- 
sichtsbehörde und deren Beauftragten bei der Durch- 
fühmng der Überwachungsmaßnahmen die erforder- 
lichen Hilfsmittel zu stellen und die nötigen Hilfs- 
dienste zu leisten. 

§ 10 

Rechtsverordnungen 

(1) Zur Gewährleistung der Sicherheit und Ord- 
nung im Magnetschwebebahnverkehr oder zum 
Schutz von Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer 
wird das Bundesministerium für Verkehr ermächtigt, 
für öffenthche Magnetschwebebahnen Rechtsverord- 
nungen zu erlassen, die 

1. allgemeine Bedingungen für die Beförderung von 
Personen und Gütern durch Magnetschwebebah- 
nen in Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
Handelsrechts regeln. 
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2. die notwendigen Vorschriften zum Schutz der 
Anlagen und des Betriebes der Magnetschwebe- 
bahnen gegen Störungen und Schäden enthalten, 

3. die Voraussetzungen bestimmen, unter denen von 
den Verpflichtungen nach § 8 Abs. 2 abgewichen 
werden kann, 

4. die Voraussetzungen bestimmen, unter denen 
einem Magnetschwebebahnuntemehmen eine 
Genehmigung erteilt oder diese widerrufen wird, 
über den Nachweis der Voraussetzungen des § 5 
Abs. 2 einschließlich der Verfahren der Zulassung 
und der Feststellung der persönlichen Eignung 
und Befähigung des Antragstellers als Unterneh- 
mer oder der für die Führung der Geschäfte be- 
stellten Personen; in der Rechtsverordnung kön- 
nen Regelungen über eine Prüfung der Fachkun- 
de des Antragstellers als Unternehmer oder der für 
die Führung der Geschäfte bestellten Personen 
einschließlich der Regelungen über Ablauf und In- 
halt der Prüfung, die Leistungsbewertung und die 
Zusanunensetzung des Prüfungsausschusses ge- 
troffen werden, 

5. die Erteilung, Einschränkung und Entziehung der 
Erlaubnis zum Führen von Magnetschwebebahn- 
fahrzeugen regeln, 

6. die Ausbildung und die Anforderungen an die Be- 
fähigung und Eignung des Magnetschwebebahn- 
betriebspersonals und die Bestellung, Bestätigung 
und Prüfung von Betriebsleitern sowie deren Auf- 
gaben und Befugnisse, einschließlich des Verfah- 
rens zur Erlangung von Erlaubnissen und Berech- 
tigungen und deren Entziehung oder Beschrän- 
kung betreffen, 

7. die Kosten (Gebühren und Auslagen) für Amts- 
handlungen des Eisenbahn-Bundesamtes nach 
diesem Gesetz betreffen. 

(2) Zur Gewährleistung des Schutzes von Leben 
und Gesundheit des Fahrpersonals sowie des Perso- 
nals, das unmittelbar in der betrieblichen Abwick- 
lung der Beförderung eingesetzt ist, wird das Bun- 
desministerium für Verkehr ermächtigt, Rechtsver- 
ordnungen zu erlassen über 

1. Arbeitszeiten, Fahrzeiten und deren Unterbre- 
chungen sowie Schichtzeiten, 

2. Ruhezeiten und Ruhepausen, 

3 . Tätigkeitsnachweise , 

4. die Organisation, das Verfahren und die Mittel der 
Überwachung der Durchführung dieser Rechtsver- 
ordnungen, 

5. die Zulässigkeit abweichender tarif vertraglicher 
Regelungen über Arbeitszeiten, Fahrzeiten, 
Schicht- und Ruhezeiten sowie Ruhepausen und 
Unterbrechungen der Fahrzeiten. 

(3) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 6 wer- 
den im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo- 
gie erlassen. Die Regelungen des Berufsbildungsge- 


setzes bleiben unberührt. Rechtsverordnungen nach 
den Absätzen 1 und 2 zum Schutz von Leben und 
Gesundheit der Arbeitnehmer und des Personals 
werden im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung erlassen. 

(4) Für Magnetschwebebahnen, die nicht dem 
öffentlichen Verkehr dienen, gelten die Ermächti- 
gungen nach Absatz 1 insoweit, als die Einheit des 
Magnetschwebebahnbetriebes es erfordert. Die Er- 
mächtigung nach Absatz 2 gilt für diese Magnet- 
schwebebahnen insoweit, als sie Strecken öffent- 
licher Magnetschwebebahnen benutzen. 

§11 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Das Bundesministerium für Verkehr kann im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung zur Durchführung der auf Grund 
des § 10 Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnungen All- 
gemeine Verwaltungsvorschriften erlassen, insbe- 
sondere über die Ahndung von Ordnungswidrig- 
keiten. 


§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ohne Genehmigung nach § 8 Abs. 3 Satz 1 
Magnetschwebebahnverkehrsleistungen nach § 2 
erbringt, 

2. als im Unternehmen Verantwortlicher entgegen § 8 
Abs. 2 Satz 1 Tarife nicht oder nicht in der dort vor- 
geschriebenen Weise aufstellt öder entgegen § 8 
Abs. 2 Satz 2 Tarife gegenüber jedermann nicht in 
gleicher Weise anwendet, 

3. als im Unternehmen Verantwortlicher oder im 
Geschäftsbetrieb tätige Person einer Magnet- 
schwebebahn entgegen § 9 

a) eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht voll- 
ständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

b) Unterlagen nicht oder nicht rechtzeitig aushän- 
digt, 

4. einer Rechtsverordnung nach § 10 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 2 oder einer vollziehbaren Anordnung auf 
Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwider- 
handelt, soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 3 mit einer Geldbuße bis 1 000 DM, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2 und 4 mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet werden. 
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§ 13 

Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
Eisenbahn-Bundesamt. 

§ 14 

Anpassung anderer Rechtsvorschriften 

(1) In § 196 Abs. 1 Nr. 3 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches werden nach dem Wort „Eisenbahnuntemeh- 
mungen" ein Komma und das Wort „Magnetschwebe- 
bahnuntemehmen" eingefügt. 

(2) Das Gesetz über die Beförderung gefährlicher 
Güter vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2121), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 § 4 des Gesetzes vom 
24. Juni 1994 (BGBl. I S, 1416), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Eisen- 
bahn-" ein Komma sowie das Wort „Magnet- 
schwebebahn- " eingefügt. 

2. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wörtern 

„Eisenbahnen des Bundes" ein Komma sowie das 

Wort „Magnetschwebebahnen" eingefügt. 

(3) In § 79 des Bundes-Seuchengesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1979 
(BGBl. I S. 2262, 1980 I S. 151), das zuletzt durch 
Artikel 7 § 1 des Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I 
S. 1416) geändert worden ist, werden nach den Wör- 
tern „Eisenbahnen des Bundes" die Wörter „und der 
Magnetschwebebahnen" eingefügt. 

(4) In Spalte 3 zu Abfallschlüssel 52101 der Anlage 
zur Abfallbestimmungs- Verordnung vom 3. April 
1990 (BGBl. I S. 614), die durch Artikel 6 Abs. 26 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBL I S. 2378) 
geändert worden ist, werden nach dem Wort „Eisen- 
bahnen" die Wörter „und Magnetschwebebahnen" 
eingefügt, 

(5) In Spalte 3 zu Reststoffschlüssel 52101 der An- 
lage zur Reststoffbestimmungs-Verordnung vom 

3. April 1990 (BGBl. I S. 631, 862), die durch Artikel 6 
Abs. 27 des Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2378) geändert worden ist, werden nach dem Wort 
„Eisenbahnen" die Wörter „und Magnetschwebe- 
bahnen" eingefügt. 

(6) In § 1 a des Gerätesicherheitsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Oktober 1992 
(BGBl. I S. 1793), das zuletzt durch Artikel 12 Abs. 69 
des Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I 
S, 2323) geändert worden ist, wird folgende 
Nummer 1 eingefügt; 

„1. der Fahrzeuge von Magnetschwebebahnen, so- 
weit diese Fahrzeuge den Bestimmungen des 
Bundes zum Bau und Betrieb solcher Bahnen 
unterliegen". 

(7) § 25 Abs. 1 a des Gaststättengesetzes vom 5. Mai 
1970 (BGBl. I S. 465, 1298), das zuletzt durch 


Artikel 12 Abs. 58 des Gesetzes vom 14. September 
1994 (BGBL I S. 2325) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefaßt: 

„(la) Die Vorschriften dieses Gesetzes, ausgenom- 
men die §§ 5, 6, 18, 19, 20 und 21 Abs. 2 sowie § 28 
Abs. 1 Nr, 2, 6 bis 9 und 12, Abs. 2 Nr. 1 und 4, soweit 
in dieser Vorschrift auf die §§ 5, 6, 18, 19 und 20 ver- 
wiesen wird, finden auf Bahnhofsgaststätten, Speise- 
wagen, Bordverpflegungseinrichtungen, Kantinen 
und Betriebsküchen der Eisenbahnen des Bundes so- 
wie der Magnetschwebebahnen keine Anwendung. " 

(8) In § 24 Abs. 1 Satz 2 des Atomgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 
(BGBL I S, 1565), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge- 
setzes vom 19. Juh 1994 (BGBL I S. 1618) geändert 
worden ist, werden nach den Worten „ Schienen- und 
Schiffsverkehr der Eisenbahnen" die Worte „sowie 
im Magnetschwebebahnverkehr" eingefügt. 

(9) § 15 Abs. 1 Satz 3 des Ausführungsgesetzes 
zum Verifikationsabkommen vom 7. Januar 1980 
(BGBL I S. 17), das durch Artikel 6 Abs. 79 des Geset- 
zes vom 27. Dezember 1993 (BGBL I S. 2378) geän- 
dert wurde, wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Beförderung mit Eisenbahnen oder Magnet- 
schwebebahnen ist das Bundesministerium für Ver- 
kehr oder eine von ihm bezeichnete Stelle zuständig; 
dies gilt nicht, wenn die Beförderung ausschließlich 
auf Schienenwegen nichtbundeseigener Eisenbah- 
nen erfolgt. " 

(10) In § 8 Abs. 1 des Gesetzes über den Laden- 
schluß in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 8050-20, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 Abs. 88 des Ge- 
setzes vom 27. Dezember 1993 (BGBL I S. 2378) ge- 
ändert worden ist, werden nach dem Wort „Perso- 
nenbahnhöfen" die Wörter „von Eisenbahnen und 
Magnetschwebebahnen" eingefügt. 

(11) In § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Dampfkesselverordnung 
vom 27. Februar 1980 (BGBL I S. 173), die zuletzt 
durch Artikel 12 Abs. 50 des Gesetzes vom 14. Sep- 
tember 1994 (BGBL I S. 2325) geändert worden ist, 
werden nach dem Wort „Eisenbahnuntemehmun- 
gen" die Wörter „sowie der Fahrzeuge von Magnet- 
schwebebahnen" eingefügt. 

(12) In § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Druckbehälterverord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. April 1989 (BGBL I S. 843), die zuletzt durch 
Artikel 12 Abs. 51 des Gesetzes vom 14. September 
1994 (BGBL I S. 2325) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „Eisenbahnuntemehmungen" die 
Wörter „sowie der Fahrzeuge von Magnetschwebe- 
bahnen" eingefügt. 

(13) In § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Aufzugsverordnung 
vom 27. Februar 1980 (BGBL I S. 205), die zuletzt 
durch Artikel 12 Abs. 52 des Gesetzes vom 14. Sep- 
tember 1994 (BGBL I S. 2325) geändert worden ist, 
werden nach dem Wort „Eisenbahnuntemehmun- 
gen" die Wörter „sowie der Fahrzeuge von Magnet- 
schwebebahnen" eingefügt. 

(14) In § 1 Abs, 3 Nr. 1 der Verordnung über elek- 
trische Anlagen in explosionsgefährdeten Räumen 
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vom 27. Februar 1980 (BGBL I S. 214), die zuletzt 
durch Artikel 12 Abs. 53 des Gesetzes vom 14. Sep- 
tember 1994 (BGBl. I S. 2325) geändert worden ist, 
werden nach dem Wort „Eisenbahnuntemehmun- 
gen"' die Wörter „sowie der Fahrzeuge von Magnet- 
schwebebahnen“ eingefügt. 

(15) In § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Acetylenverordnung 
vom 27. Februar 1980 (BGBl. I S. 220), die zuletzt 
durch Artikel 12 Abs. 54 des Gesetzes vom 14. Sep- 
tember 1994 (BGBl. I S. 2325) geändert worden ist, 
werden nach dem Wort „Eisenbahnuntemehmun- 
gen“ die Wörter „sowie der Fahrzeuge von Magnet- 
schwebebahnen“ eingefügt. 

(16) In § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Verordnung über brenn- 
bare Flüssigkeiten vom 27. Februar 1980 (BGBl. I 
S. 229), die zuletzt durch Artikel 12 Abs. 55 des Ge- 
setzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) ge- 
ändert worden ist, werden nach dem Wort „Eisen- 
bahnuntemehmungen“ die Wörter „sowie der Fahr- 
zeuge von Magnetschwebebahnen“ eingefügt. 

(17) In § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Getränkeschank- 
anlagenverordnung vom 27. November 1989 (BGBl. I 
S. 2044), die zuletzt durch Artikel 12 Abs. 57 des Ge- 
setzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) ge- 
ändert worden ist, werden nach dem Wort „Eisen- 


bahmmtemehmimgen" die Wörter „sowie der Fahr- 
zeuge von Magnetschwebebahnen“ eingefügt. 

(18) Dem § 11 Abs. 2 des Magnetschwebebahn- 
planungsgesetzes vom 23. November 1994 (BGBl. I 
S. 3486) wird folgender Satz angefügt: 

„Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 zum 
Schutz von Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer 
werden im Einvernehmen mit dem Bundesministeri- 
um für Arbeit und Sozialordnung erlassen.“ 

§15 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf § 14 beruhenden Teile der dort geänderten 
Rechtsverordnungen können auf Grund der jeweils 
einschlägigen Ermächtigung durch Rechtsverord- 
nung geändert werden. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 19. September 1995 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


6 



Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/2346 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Mit dem im November 1994 in Kraft getretenen Ma- 
gnetschwebebahnplanungsgesetz und dem Allge- 
meinen Magnetschwebebahngesetz werden die ge- 
setzüchen Grundlagen für das formelle Planungsver- 
fahren und den Betrieb der Magnetschwebebahnen 
geschaffen. 

Der Gesetzentwurf lehnt sich im wesentlichen an die 
Regelungen des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
(AEG) an, die mit den für den besonderen Anwen- 
dungsfall der Magnetschwebebahnen notwendigen 
Korrekturen weitgehend übernommen wurden. 

Das Gesetz greift Entscheidungen zur Beteiligung 
des Bundes bzw. von Bundesuntemehmen an einem 
Magnetschwebebahnuntemehmen nicht vor. 

Auswirkungen auf die Haushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden: 

Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 4 benötigt das 
Eisenbahn-Bundesamt (EBA) drei zusätzliche Stel- 
len. Mehraufwendungen durch erhöhten Personal- 
aufwand im Eisenbahn-Bundesamt können durch 
Einnahmen aus Gebühren ausgeglichen werden, die 
dem Planungsträger bzw. dem Betreiber von Ma- 
gnetschwebebahnen aufzuerlegen sind. 

Durch dieses Gesetz entstehen Bund, Ländern und 
Gemeinden keine Kosten. 

Durch das Gesetzesvorhaben sind Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu 
erwarten. 


B. Im einzelnen 

Zu§l 

Die Vorschrift legt den Anwendungsbereich des Ge- 
setzes fest. Der Begriff der Magnetschwebebahn 
grenzt sich durch die Merkmale der Spurführung 
und der Anwendung von Magnetfeldern zur Herstel- 
lung eines Abstandes zwischen Fahrzeugen und 
Fahrweg sowie zum Vortrieb von anderen Verkehrs- 
mitteln ab. 

Zu §2 

In dieser Vorschrift wird der Begriff der öffentlichen 
Magnetschwebebahnen bestimmt. Die Regelung 
lehnt sich an § 3 Abs. 1 AEG an. 

Zu §3 

Die Vorschrift ist § 4 AEG nachgebüdet. Sie bestimmt 
keine Betriebspfhcht im Sinne einer Verpflichtung, 


Magnetschwebebahnverkehr betreiben zu müssen, 
sondern nur die Verpflichtung der Magnetschwebe- 
bahnunternehmen, die genannten Anlagen und 
Gegenstände sicher zu konstruieren und zu bauen 
bzw. bauen zu lassen sowie ihren Betrieb so zu ge- 
stalten, daß die Betriebssicherheit nicht beeinträch- 
tigt wird. Die Sicherheitsanforderungen für den Be- 
trieb können im einzelnen in einer Rechtsverordnung 
geregelt werden (vgl. § 11 des Magnetschwebebahn- 
planungsgesetzes) . 

Zu § 4 

Absatz 1 weist dem Eisenbahn-Bundesamt die Kom- 
petenz als Aufsichts- und Genehmigungsbehörde für 
Magnetschwebebahnen zu. Diese Vorschrift ergänzt 
§ 1 Abs. 2 des Magnetschwebebahnplanungsgeset- 
zes, wo lediglich Kompetenzen in bezug auf die Pla- 
nung und den Bau von Magnetschwebebahnen auf 
das Eisenbahn-Bundesamt übertragen wurden. Das 
Eisenbahn-Bundesamt ist aufgrund seiner Sachnähe 
und seiner Befassung mit gleichgelagerten Fragen 
im Rahmen seiner Aufgaben nach § 5 AEG zur Wahr- 
nehmung von Aufsichts- und Genehmigungsfunktio- 
nen auf dem Magnetschwebebahnsektor besonders 
geeignet. 

Die Aufgaben des Eisenbahn-Bundesamtes als Auf- 
sichts- und Genehmigungsbehörde werden in Ab- 
satz 2 ün einzelnen konkretisiert. Die Kompetenz- 
regelung orientiert sich weitgehend an § 3 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des 
Bundes. 

Absatz 3 ist im Hinbhck auf die Gebühren und Aus- 
lagen für Amtshandlungen des Eisenbahn-Bundes- 
amtes an die entsprechenden Regelungen in § 3 
Abs. 6 Satz 2 des Gesetzes über die Eisenbahnver- 
kehrsverwaltung des Bundes angelehnt. 

Absatz 4 entspricht § 4 des Gesetzes über die Eisen- 
bahnverkehrsverwaltung des Bundes. Auch für Ma- 
gnetschwebebahnen soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, die Aufgaben der technischen Aufsicht auf 
andere Einrichtungen zu übertragen. 

Absatz 5 entspricht der Regelung des § 5 Abs. 5 
AEG. Sie dient der Klarstellung, welche Aufsichtsbe- 
fugnisse das Eisenbahn-Bundesamt im Hinblick auf 
den Arbeitsschutz hat. 


Zu § 5 

Absatz 1 regelt die Genehmigungspflicht für natür- 
üche oder juristische Personen, die eine Magnet- 
schwebebahn, die dem öffentlichen Verkehr dient, 
betreiben wollen. Dieser Grundsatz entspricht den 
übrigen Verkehrsgewerbegesetzen wie dem Güter- 
kraftverkehrsgesetz (GüKG), Personenbeförderungs- 
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gesetz (PBefG), Luftverkehrsgesetz (LuftVG) oder 
dem Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG). 

Absatz 2 enthält die Kriterien, nach denen eine 
Genehmigung erteilt werden kann. Die Vorschrift 
ist § 10 Abs. 1 GüKG und § 13 PBefG sowie den die- 
sen Vorschriften zugrundeliegenden EG -Richtlinien 
nachgebildet. Darin sind ebenfalls die Kriterien Zu- 
verlässigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit und 
fachliche Eignung gefordert und im einzelnen in ver- 
gleichbarer Weise ausgestaltet. Insbesondere die 
finanzielle Leistungsfähigkeit soll eine sichere Be- 
triebsdurchführung gewährleisten. 

Absatz 3 legt fest, wer Antragsteller sein kann. Dar- 
über hinaus bestimmt er die Voraussetzungen für die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit der Ma- 
gnetschwebebahnuntemehmen innerhalb der EG. 
Die Niederlassungsfreiheit gilt nur für Staatsangehö- 
rige aus Mitgliedstaaten der EG. 

Zu §6 

Die Bestimmungen über den Widerruf der Genehmi- 
gung sind § 25 PBefG nachgebildet. Die Genehmi- 
gungsvoraussetzungen des § 5 Abs. 2 müssen in ihrer 
Gesamtheit jederzeit gegeben sein. 

Zu §7 

Mit dieser Vorschrift wird die für den Eisenbahn- 
bereich in § 10 AEG geregelte Beförderungspflicht 
für den Magnetschwebebahnbereich übernommen. 
Die Beförderungspflicht ist auf die Beförderung von 
Personen und Reisegepäck beschränkt. Auf eine Be- 
förderungspflicht im Güterverkehr wird verzichtet. 
Diese Beförderungspflicht führt nicht zu einem wirt- 
schaftlichen Nachteil für Magnetschwebebahnen 
oder zu einer Einschränkung unternehmerischen 
Handelns. Sie ist im Hinblick auf die Gleichbehand- 
lung der Verkehrsträger geboten (vgl. § 5 AEG, § 21 
PBefG, § 21 Abs. 2 LuftVG). Die Beförderungspflicht 
besteht unabhängig von der Rechtsform des Unter- 
nehmens. 

Zu §8 

Die Regelungen zu den Tarifen lehnen sich eng an 
§ 12 AEG an. 

Absatz 1 enthält die Definition des Begriffs „Tarif" 
für den Bereich der Magnetschwebebahnen. Sie gilt 
für den Personenverkehr ebenso wie für den Güter- 
verkehr. Auf eine Regelung zur direkten Abfertigung 
bzw. der Aufstellung durchgehender Tarife - wie sie 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 AEG trifft - kann angesichts der 
für die nächste Zukunft noch nicht zu erwartenden 
Ausbildung eines größeren Streckennetzes verzichtet 
werden. 

Absatz 2 regelt in Satz 1 die Tarifpfhcht im Personen- 
verkehr der öffentlichen Magnetschwebebahnen, 
d. h. die Verpflichtung, Tarife aufzustellen. Aus der 
Tarifpflicht als solcher entstehen keine wirtschaft- 
lichen Nachteüe oder Einschränkungen unternehme- 
rischen Handelns. Entsprechende Regelungen gelten 
nicht nur für die Eisenbahn, sondern auch im ge- 


werblichen Straßenpersonenverkehr und in der Luft- 
fahrt (vgl. § 39 PBefG, § 21 LuftVG). Die vorliegende 
Regelung dient somit der Herstellung der Wettbe- 
werbsgleichheit zwischen den Verkehrsträgern. 

Absatz 3 verpflichtet Magnetschwebebahnuntemeh- 
men zur Einholimg einer Genehnügung ihrer Beför- 
derungsbedingungen. Da für den Eisenbahnbereich 
(vgl. § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AEG) eine Genehmi- 
gimgspfücht für Beförderungsentgelte im Schienen- 
personennahverkehr güt, die Magnetschwebebah- 
nen jedoch dem Fernverkehr dient, wurde auf eine 
Genehmigungspflicht von Beförderungsentgelten für 
die Magnetschwebebahnen verzichtet. Die Geneh- 
migungspflichtigkeit der Beförderungsbedingungen, 
die sowohl für den Personen- als auch den Güterver- 
kehr gilt, ergibt sich aus dem öffentlichen Interesse 
an den in den Beförderungsbedingungen geregelten 
Haftungsfragen. 

Die in Satz 3 geregelte Fiktion der Tarifgenehmigung 
nach Fristablauf soll sicherstellen, daß die notwen- 
dige wirtschaftliche Bewegungsfreiheit der Magnet- 
schwebebahnuntemehmen durch zügige Entschei- 
dung über Beförderungsbedingungen gesichert 
wird. 

Die Bestimmung in Absatz 4 übernimmt die Rege- 
lung des § 12 Abs. 6 AEG. 


Zu §9 

In Anlehnung an § 54 a PBefG regelt die Vorschrift 
die Befugnisse der Aufsichtsbehörden. Zuständige 
Aufsichtsbehörden hinsichtlich der Einhaltung und 
Beachtung von Arbeitsschutzregelimgen sind die 
ggf. in der Verordnung nach § 10 Abs. 2 zu bestim- 
menden Behörden. 

Absatz 2 regelt die Verpflichtung der Magnetschwe- 
bebahnuntemehmen und deren im Geschäftsbetrieb 
tätigen Personen zur Unterstützung der Aufsichts- 
behörde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 


Zu § 10 

Die Vorschrift lehnt sich an § 26 AEG an; sie schafft 
die notwendigen Ermächtigungen, um nüt dem 
Eisenbahnbereich vergleichbare Standards für Si- 
cherheit und Ordnung für Magnetschwebebahnen 
zu schaffen. 


Zu §11 

Diese Vorschrift steht im Zusammenhang nüt § 9 und 
§ 10 Abs. 2. Sie entspricht dem Inhalt des § 27 AEG. 


Zu § 12 

In dieser Bestimmung werden - analog zu der Rege- 
lung des § 28 AEG - die zur Ahndung von Verstößen 
gegen die wesentlichen Vorschriften dieses Gesetzes 
erforderlichen Ordnungswidrigkeitentatbestände ge- 
schaffen. 
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Zu§ 13 

Die Bestimmung entspricht § 29 AEG; sie schafft die 
notwendige Zuständigkeitsregelung zur ordnungs- 
gemäßen Verfolgung und Ahndung der Ordnungs- 
widrigkeiten gemäß § 12. 

Zu§ 14 

Zu Absatz 1 

Die Erstreckung des Anwendungsbereichs der zwei- 
jährigen Verjährungsfrist nach § 196 Abs. 1 Nr. 3 
BGB auf alle Schienenbahnen ist erforderhch, um 
eine sachwidrige Differenzierung zwischen Magnet- 
schwebebahnen und Eisenbahnen bei der Verjäh- 
rung zu vermeiden. 

Zu Absatz 2 

Durch die Ergänzung der in § 1 Abs. 1 und § 5 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über die Beförderung gefähr- 
hcher Güter aufgezählten Verkehrsträger auf die Ma- 
gnetschwebebahnen wird sichergestellt, daß die Re- 
gelungen dieses Gesetzes auch auf diesen neuen 
Verkehrsträger angewandt werden können. Die Er- 
streckung des Anwendungsbereichs des Gesetzes 
über die Beförderung gefährlicher Güter ist ange- 
sichts der nicht auszuschheßenden Möghchkeit der 
Beförderung derartiger Güter mit Magnetschwebe- 
bahnen geboten. 

Zu Absatz 3 

Der Betrieb von Magnetschwebebahnen, der die 
Überwindung großer Entfernungen in kurzer Zeit er- 
möglicht, erfordert einen bundeseinheithchen Maß- 
stab bei der Anwendung des Bundes-Seuchengeset- 
zes in bezug auf Magnetschwebebahnfahrzeuge und 
auf ortsfeste Anlagen, die der Befüllung von Fahr- 
zeugen mit Wasser dienen. 

Zu den Absätzen 4 und 5 

Da Akku-Säuren bei Magnetschwebebahnen anfal- 
len können, ist der Text entsprechend zu ändern. 

Zu Absatz 6 

Die Gleichstellung von Fahrzeugen von Magnet- 
schwebebahnen mit rollendem Material von Eisen- 
bahnunternehmungen nach dem Gerätesicherheits- 
gesetz wird durch die Änderung sichergestellt. 

Zu Absatz 7 

Durch die Änderung werden die für Bahnhofsgast- 
stätten, Speisewagen, Kantinen- und Betriebsküchen 


der Eisenbahnen des Bundes geltenden Regelungen 
auf den Bereich der Magnetschwebebahnen übertra- 
gen. Bordverpflegungseinrichtungen im Sinne der 
neuen Fassung sind fest eingebaute Einrichtungen in 
Fahrzeugen von Magnetschwebebahnen, die der Be- 
wirtung der Fahrgäste mit Speisen und Getränken 
dienen. 

Zu Absatz 8 

Die Änderung stellt die Magnetschwebebahnen bei 
der Beaufsichtigung der Beförderung von radioakti- 
ven Stoffen mit den Eisenbahnen gleich. 

Zu Absatz 9 

Die Vorschrift wurde an die entsprechende Regelung 
in § 24 Abs. 1 Satz 2 des Atomgesetzes angepaßt. 

Zu Absatz 10 

Durch die Änderung wird klargestellt, daß § 8 Abs. 1 
des Gesetzes über den Ladenschluß für Verkaufsstel- 
len auf Personenbahnhöfen aller Schienenbahnen, 
somit auch auf Bahnhöfen von Magnetschwebebah- 
nen, anwendbar ist. 

Zu den Absätzen 1 1 bis 17 

Durch die Änderungen werden Fahrzeuge von Ma- 
gnetschwebebahnen in bezug auf die Dampfkessel- 
verordnung, Druckbehälterverordnung, Aufzugsver- 
ordnung, Verordnung über elektrische Anlagen in 
explosionsgefährdeten Räumen, Acetylenverord- 
nung, Verordnung über brennbare Flüssigkeiten und 
Getränkeschankanlagenverordnung dem rollenden 
Material von Eisenbahnuntemehmungen gleichge- 
stellt. 

Zu Absatz 18 

Die Regelung entspricht § 26 Abs. 3 AEG; sie regelt 
die Beteüigung des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung zum Erlaß der dort genannten 
Rechtsverordnungen. 

Zu § 15 

Mit dieser Regelung wird erreicht, daß die Teile von 
Verordnungen, die durch Gesetze geändert worden 
sind, künftig wieder aufgrund der bestehenden Ver- 
ordnungsermächtigungen geändert werden können. 

Zu § 16 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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